
 

 

L 39 

Referentenentwurf zum Hochwasserschutzgesetz III 

Anfrage der Abgeordneten Muhlis Kocaağa, Nelson Janßen, Sofia Leonidakis und Fraktion 
DIE LINKE 

Wir fragen den Senat: 
 
1. Ist dem Senat der Referentenentwurf zum Hochwasserschutzgesetz III bekannt und wie 
schätz der Senat diesen Entwurf ein? 
 
2.Wie schätzt der Senat insbesondere die Ziele bezüglich der Auswirkungen auf Baugebiete 
und Bauvorhaben für das Land und seine Stadtgemeinden ein? 
 
3. Wie schätzt der Senat die Ziele hinsichtlich des Starkregenrisikomanagements für die 
Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven ein? 

Zu Frage 1: 
Der Referentenentwurf ist dem Senat bekannt. Durch den Entwurf sollen vordergründig die 
Regelungen im Wasserhaushaltsgesetz im Hinblick auf den Hochwasserschutz konkretisiert 
und verschärft werden und um vorsorgende Regelungen zum Schutz vor Starkregen ergänzt 
werden. Der Senat befindet sich zurzeit in der Prüfung des Referentenentwurfs, und nach ers-
ter Einschätzung des zuständigen Fach-ressorts wird der Gesetzentwurf als zielführend be-
wertet. 

Zu Frage 2: 
Die Stärkung des Hochwasserschutzes durch den Referentenentwurf zum Hochwasser-
schutzgesetz III wird begrüßt und zusammen mit dem Bundesraumordnungsplan Hochwas-
serschutz als zielführende Regelung zum vorbeugenden Hochwasserschutz beurteilt.  
Durch die hohe Betroffenheit in Bremen war der bisherige Umgang mit dem Hochwasser-
schutz bereits sehr sensibel. Zur Neuaufstellung des Flächennutzungsplans Bremen in 2014 
haben die Belange bereits Beachtung gefunden. Auch war es schon nach geltender Rechts-
lage möglich, wasserbehördlich verbindlich geregelte Inhalte zum Hochwasserschutz im 
Wege der „nachrichtlichen Übernahme“ im Bebauungsplan abzubilden.   
Die Anwendung und die Auswirkungen der im Referentenentwurf vorgesehenen Möglichkeit 
einer Zonierung von Überschwemmungsgebieten mit strengeren Regeln für besondere Ge-
fahrenbereiche sowie damit einhergehende Bauplanungs- und Bauverbote sind im Fall der 
Einführung der Regelungen zu prüfen.  

Zu Frage 3: 
Das mit dem Referentenentwurf verfolgte Ziel, ein Starkregenrisikomanagement für Gemein-
den zu etablieren, wird ebenfalls grundsätzlich begrüßt. Die Stadtgemeinden haben sich 
schon bisher im Kontext der Klimaanpassung für die Starkregenvorsorge engagiert, zum Bei-
spiel in dem Projekt KLAS, und betreiben das Thema Überflutungsvorsorge unter anderem 
auf Grundlage des untergesetzlichen Regelwerks der Deutschen Vereinigung für Wasserwirt-
schaft, Abwasser und Abfall. Gesetzlich verankert war diese Aufgabe im Wasserhaushaltsge-
setz bisher jedoch nicht. Regelungstechnisch handelt sich daher um eine neue Pflichtaufgabe, 
wobei Details im Hinblick auf die Umsetzung und Finanzierung noch ungeklärt sind. Weiterhin 
ist anzumerken, dass sich der Referentenentwurf auf die Erstellung und Veröffentlichung von 
Karten und Konzepten bezieht. Die eigentliche Umsetzung von risikomindernden Maßnahmen 
liegt weiterhin im Ermessen der Gemeinden. 


